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An personalaktenführende Dienststelle
Widerspruch gegen verfassungswidrige Unteralimentierung
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich gegen eine meiner Auffassung nach verfassungswidrig zu niedrige Besoldung im laufenden Haushaltsjahr zur Hemmung der Verjährung 

Widerspruch

ein und beantrage die Zahlung einer höheren, verfassungsgemäßen Besoldung. 

Als Beamter/Beamtin habe ich ein Anspruch auf eine Besoldung, die entsprechend den allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen angepasst wird und die den mir übertragenen Dienstaufgaben und der damit verbunden Verantwortung gerecht wird. Artikel 33 Abs. 5 GG und § 14 Abs. 1 BBesG in der Überleitungsfassung für Berlin gewährleisten, dass die Bezüge der Beamten der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung, auch der Lohnentwicklung in- und auch außerhalb des öffentlichen Dienstes, entsprechend regelmäßig angepasst werden. Auch die allgemeine Preisentwicklung ist zu beachten.

Diesen, in den Urteilen des Bundesverfassungsgerichts vom 05.05.2015 – 2 BVL 3/12 u. a. -  konkretisierten Maßstäben wird meine Besoldung bereits seit längerer Zeit, jedenfalls aber im laufenden Haushaltsjahr, nicht gerecht. Seit 2003 ist meine Besoldung, wie die der meisten Berliner Beamten, zunächst durch mehrere Maßnahmen gekürzt worden, durch Streichung des Urlaubsgeldes, Kürzung der Sonderzahlung, Verkürzung der Bezugsdauer des Kinderzuschlages und erhebliche Einschnitte im Bereich der Beihilfeleistungen. Die Besoldungserhöhung in den letzten Jahren haben diese Kürzungen kaum aufgefangen und sind deutlich hinter der Tarifentwicklung im öffentlichen Dienst, hinter der Entwicklung des Nominallohnindexes in Berlin und der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes in Berlin zurückgeblieben. Ich sehe auch das Abstandsgebot für den Abstand der Bruttobesoldung zwischen den verschiedenen Besoldungsgruppen verletzt. Nicht zuletzt ist die Besoldung in meiner Besoldungsgruppe deutlich hinter der von Bundesbeamten und Beamten anderer Länder zurückgeblieben. Nach den Kriterien des Bundesverfassungsgerichts in der o. g. Entscheidung ist daher meine Besoldung verfassungswidrig zu niedrig. Die neuesten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zur A- Besoldung unterstreichen meinen Anspruch.
Der Widerspruch erfolgt zur Hemmung der Verjährung und zur zeitnahen Geltendmachung, um das Recht auf ggf. sich aus einer gesetzlichen Neuregelung und/oder einer Entscheidung des Verfassungsgerichts sich ergebende Nachzahlungsansprüche zu wahren. Ich bitte den Widerspruch daher einstweilen bis zu einer Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit der Besoldung der Berliner Landesbeamten nicht zu bescheiden, um nicht für beide Seiten ein unnötiges Prozesskostenrisiko zu bewirken. 
Mit freundlichen Grüßen 
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